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Von Jörg Lessing

STUTTGART. Union und FDP sind sich über
die Verlängerung der Laufzeiten von Atom-
kraftwerken weitgehend einig.

Frau Kemfert, Schwarz-Gelb will bei längerer
Laufzeit der Atomkraftwerke Gewinne ab-
schöpfen und in einen Fonds zur Förderung
alternativer Energien investieren. Sinnvoll?
Grundsätzlich schon. Allerdings sollten
nicht nur alternative Energien gefördert
werden. Wir benötigen zum Ausbau der er-
neuerbaren Energien und zum besseren
Stromhandel in Europa dringend den Aus-
bau der Stromnetze. Zudem benötigen wir
eine Energiestrategie, die verbindlich fest-
schreibt, wie eine sichere, bezahlbare und
wettbewerbsfähige Energieversorgung und
Mobilität erreicht werden soll. Eine solche
Strategie sollte unbedingt in einem Energie-
konsens erarbeitet und verbindlich festge-
legt werden.

Rechnen Sie mit Gegenwehr der Konzerne?
Immerhin fördern sie mit diesem Fonds die
eigene Konkurrenz.
Die Konzerne haben keine andere Wahl.
Wenn sie eine Laufzeitverlängerung wirk-
lich wollen, müssen sie bestechende Ange-
bote unterbreiten.

Wie lange sollten die Atomkraftwerke denn
länger laufen?
Das kommt auf die erarbeitete Energiestra-

tegie und somit darauf an, wie viel Zeit man
benötigt. Man sollte wie bisher die maxi-
male Produktionskapazität der Kraftwerke
je nach Erfüllung der Sicherheitsstandards
festlegen.

Sollten auch für alte Kraftwerke bei einer
Nachrüstung die Laufzeiten verlängert wer-
den, wie dies die Atomindustrie fordert?
Grundsätzlich sollte die Sicherheit bei je-

dem Kraftwerk erfüllt sein, egal wie alt es
ist. Sicherlich muss man bei einer Laufzeit-
verlängerung die zukünftige Sicherheit ge-
nau prüfen.

Und die Endlagerung? Die Entsorgung des
Atommülls ist nach wie vor ein ungelöstes
Problem.
Die Frage muss man zunächst genau prüfen
und dann entscheiden. Wichtig ist aber,
dass man alle möglichen Optionen prüft.
Mein dringender Wunsch an die Bundesre-
gierung ist, die Endlagerfrage in den kom-
menden vier Jahren definitiv zu lösen.

Regenerative Energien sind stärker auf dem
Vormarsch als angenommen. Ist eine Laufzeit-
verlängerung der Meiler überhaupt notwen-
dig, auch angesichts der Tatsache, dass
Deutschland mehr Strom produziert, als es
verbraucht?
Noch produziert Deutschland mehr Strom,
als es verbraucht. In den kommenden zehn
Jahren gehen altersbedingt Kohlekraft-
werke und politisch bedingt Kernkraft-
werke und somit nahezu 40 Prozent der ge-
samten Stromerzeugung vom Netz. Einen
Teil davon können wir sicherlich durch bes-
sere Energieeffizienz kompensieren. Zudem
hilft uns der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien. Auch Gaskraftwerke sind einsatzfä-
hig, erhöhen aber die Importabhängigkeit.
Und Kohlekraftwerke produzieren zu viele
Treibhausgase. Durch die Verlängerung der
Laufzeiten würde man mehr Zeit bekom-

men, um das Energiesystem klimaschonend
auszurichten.

Union und FDP wollen auch das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) ändern und die Förde-
rung vor allem der Fotovoltaik zurückfahren.
Eine Gefahr für alternative Energien?
Nein, denn das EEG an sich wird sicherlich
nicht angetastet werden. Im Übrigen haben
wir diese Diskussion schon im vergangenen
Jahr geführt und uns entschlossen, die För-
dersätze für Fotovoltaik im kommenden
Jahr um zehn Prozent zu kürzen. 2011 be-
trägt die Kürzung elf Prozent. Sollte sich
nun bei Marktprüfung herausstellen, dass
die Kostenreduktion noch über dieses Maß
hinausgeht, könnte man die Fördersätze mit
Augenmaß weiter vermindern.

Was halten Sie von den Forderungen, die
Energiepolitik komplett im Wirtschaftsressort
einzugliedern?
Gar nichts. Derzeit ist die Energiepolitik
auf zu viele unterschiedliche Bundesministe-
rien verteilt. Nicht nur das Wirtschafts- und
das Umweltminiterium sind beteiligt, son-
dern auch das Außen-, Verteidigungs-, Bil-
dungs-, Finanz-, Landwirtschafts- und
selbstverständlich das Verkehrs- und Bau-
ministerium. Das Thema Energie hat eine
zu große Bedeutsamkeit, als dass man es in
zu vielen kleinen Bereichen zerfasern sollte.
Man sollte die Interessen deshalb zwar bün-
deln, aber nicht zu einem Unterministerium
eines Ministeriums degradieren.

Auf dem Weg in ihre „Wunschkoalition“
kommt Schwarz-Gelb nur sehr mühsam
voran. Vor dem Start in die zweite
Verhandlungsrunde an diesem Montag
können Union und FDP kaum sichtbare
Erfolge vorweisen.

BERLIN (StN). Die Euphorie der Startphase
ist verflogen. Die Gespräche stehen unter
dem strengen Diktat des Rotstifts. Noch ist
offen, wann die zehn Arbeitsgruppen zu ei-
nem Abschluss kommen und der schwarz-
gelbe Koalitionsvertrag unterschriftsreif
ist. Zwei Wochen waren für die Verhandlun-
gen zunächst angesetzt. Doch vor allem die
FDP will sich nicht unter Zeitdruck setzen
lassen. Die erstarkten Liberalen wissen,
dass sie als kleinerer Partner vor allem in
der Anfangsphase auftrumpfen müssen,
wenn sie etwas erreichen wollen. Was die Su-
che nach dem Kompromiss so schwer
macht, ist die Ebbe in den Kassen. Ein Über-
blick:

Arbeit
Ziemlich sicher ist, dass das Schonvermö-
gen für Hartz-IV-Empfänger erhöht wird
und sie mehr hinzuverdienen dürfen, ohne
dass ihnen das Arbeitslosengeld II gekürzt
wird. In der Prüfung sind außerdem Ände-
rungen bei den Minijobs. Diskutiert wird
eine Erhöhung der aktuellen Verdienst-
grenze von 400 auf 1000 Euro pro Monat
(Maxijobs). Die Chancen des FDP-Vorsto-
ßes für eine Hartz-IV-Radikalreform und
Einführung eines Bürgergeldes als Ersatz
für andere Sozialleistungen werden hinge-
gen immer geringer. An diesem Montag
steht das Thema Bürgergeld bei den Koaliti-
onsverhandlungen auf der Tagesordnung.
Das von den Liberalen als Hartz-IV-Ersatz
gedachte Sparkonzept stieß nicht nur bei
der Union, sondern auch bei Arbeitgebern
und Gewerkschaften auf Widerstand. Eine
Mehrheit der Bundesbürger lehnt es nach
einer Umfrage ab, Hartz IV durch ein
Bürgergeld zu ersetzen.

Steuern
Im Streit um die Steuerreform kommen sich
Union und FDP offenbar entgegen. Nach In-
formationen des „Spiegels“ bot Kanzler-
amtsminister Thomas de Maizière (CDU)
den Liberalen an, dass bis 2013 für niedrige
Steuern und Zukunftsinvestitionen 20 Milli-
arden Euro aus dem Bundeshaushalt bereit-
gestellt werden könnten. Nach dem Ange-
bot von de Maizière sollen zwei Drittel der
Gelder aus dem Bundesetat dazu genutzt
werden, die Steuern zu senken. Zusammen
mit dem etwa gleich hohen Länderanteil
käme so ein Volumen von 25 Milliarden
Euro an Steuersenkungen zusammen. Das
übrige Drittel könne für Bildung investiert
werden. Die Union hat für die kommende
Legislaturperiode Entlastungen in Höhe
von 15 Milliarden Euro in Aussicht gestellt,
während die FDP Entlastungen in Höhe von
35 Milliarden Euro anstrebt. Der FDP-Chef-
unterhändler für Finanzen und Haushalt,
Hermann Otto Solms, sagte, dass die FDP
ein einfacheres Steuersystem mit nur noch
drei Sätzen in dieser Legislaturperiode
nicht mehr für realisierbar halte.

Kindergeld
Die Aussicht für Millionen Familien auf
mehr Kindergeld schwindet. Die Spitzen
von Union und FDP sind laut einem „Focus“

-Bericht von einer Aufstockung abgerückt.
Außerdem soll die vor der Wahl verspro-
chene Anhebung des Kinderfreibetrages
erst später kommen, berichtete das Magazin
am Sonntag. Der hessische Ministerpräsi-
dent Roland Koch (CDU) sagte, bis zum
kommenden Wochenende werde in den Ko-
alitionsverhandlungen zum Kindergeld
nichts entschieden. FDP-Generalsekretär
Dirk Niebel machte indes Hoffnung auf eine
Einigung. Niebel sagte dem Nachrichtensen-
der n-tv: „Wir müssen anfangen, die Fami-
lien zuerst zu entlasten. Das heißt: den
Grundfreibetrag erhöhen und parallel dazu
auch das Kindergeld. Und ich höre, dass wir
da auf gutem Weg sind.“ Laut „Focus“ soll
statt einer Anhebung des Freibetrages auf
8004 Euro lediglich das steuerfreie Existenz-
minimum für Kinder von aktuell 6024 Euro
an die gestiegenen Lebenshaltungskosten
angepasst werden.

Atomkraft
Ein Vorschlag zur Laufzeitverlängerung für
Atomkraftwerke kam von den Ministerprä-
sidenten von Hessen und Baden-Württem-
berg, Roland Koch und Günther Oettinger.
Die CDU-Politiker fordern nach Informatio-
nen der „Rheinischen Post“, dass die Lauf-
zeiten „anhand von Sicherheitsanforderun-
gen bestimmt werden“. Damit wenden sie
sich gegen Bestrebungen der FDP, im Aus-
gleich für längere Laufzeiten für alle Atom-
kraftwerke einige Reaktoren früher abzu-
schalten. Der stellvertretende nordrhein-
westfälische Ministerpräsident Andreas
Pinkwart (FDP) stellte in der „Frankfurter
Allgemeinen Sonntagszeitung“ aber klar,
dass vor einer möglichen Verlängerung der
Laufzeiten für sichere und leistungsfähige
Kernkraftwerke jedes einzelne Kernkraft-
werk, „unabhängig vom Alter des Werkes,
einer individuellen Sicherheitsprüfung
standhalten“ muss.

Integration
Union und FDP wollen nach Informationen
der „Welt“ die Zwangsverheiratung unter
Strafe stellen. Die Parteien hätten sich auf
eine entsprechende Gesetzesinitiative ver-
ständigt. Den Plänen zufolge könnte mit ei-
ner Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu
zehn Jahren bestraft werden, wer einen an-
deren mit Gewalt oder durch Drohung zur
Ehe nötigt. Die Arbeitsgruppe Integration
spreche sich ferner für eine Aufstockung des
Etats für Maßnahmen zur Alphabetisierung
aus. Die Kurse fänden großen Zuspruch,
qualitative Verbesserungen seien jedoch not-
wendig. Überdies plädiere die Gruppe für
die Einführung von Integrationsverträgen
nach französischem Vorbild. So sollen mit
ausländischen Mitbürgern zu Beginn des
Einbürgerungsprozesses konkrete Verein-
barungen über ihre Rechte und Pflichten
geschlossen werden.

Pkw-Maut
Angesichts des Investitionsstaus bei Stra-
ßen und Autobahnen haben Union und FDP
die Pkw-Maut wieder ins Spiel gebracht.
„Wir schließen keine Option aus“, sagte Uni-
ons-Vizefraktionschef Hans-Peter Fried-
rich (CSU) am Wochenende. Eine Kommis-
sion soll sich nach dem Willen der Verkehrs-
politiker mit der Unterfinanzierung der Ver-
kehrswege befassen und Vorschläge vorle-
gen. Auch der FDP-Verkehrsexperte Pa-
trick Döring hatte zuvor bereits die Maut
als eine Möglichkeit bezeichnet, um die
Verkehrswege zu finanzieren.
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BERLIN. Das Bundespräsidialamt prüft
Hinweise, nach denen Bundespräsident
Horst Köhler in seiner Rede zum 20. Jah-
restag der Leipziger Montagsdemonstra-
tion teils falsche Angaben gemacht haben
soll. Stein des Anstoßes sind Formulierun-
gen Köhlers, wonach bei der Montagsde-
monstration vom 9. Oktober 1989 von der
Staatsmacht „Blutplasma und Leichen-
säcke bereitgelegt“ worden seien. „Sollte
sich herausstellen, dass uns ein Fehler
unterlaufen ist, so würden wir das sehr
bedauern“, sagte Köhlers Sprecher.

Der Dresdner Historiker eines Werkes
zum Wendejahr 1989, Michael Richter,
sagte, Köhler habe sich – genau wie er
selbst – auf problematische Publikatio-
nen verlassen. Richter räumte ein, er habe
für seine Studie widersprüchliche und
zum Teil ungenaue Zeitzeugen-Aussagen
übernommen, darunter auch solche zu
angeblich bereitgestelltem Blutplasma
und Leichensäcken.

Von Markus Brauer

BERLIN. Vor 20 Jahren blickte die Welt
nach Berlin: Am 11. Oktober tagt das Po-
litbüro noch immer. Markus Wolf, frühe-
rer Chef der Hauptabteilung Aufklärung
des Ministeriums für Staatssicherheit, be-
wertet in einem BBC-Interview die Verän-
derungen in der DDR als zu gering und zu
langsam. Auf die Frage, ob er die Zukunft
unter der gegenwärtigen Führung sehe,
antwortet er: „Kein Kommentar.“

Das Politbüro des Zentralkomitees der
Sozialistischen Einheitspartei Deutsch-
lands (SED) bestimmte 40 Jahre lang die
Geschichte der DDR. Als 1989 in ganz Ost-
europa die Macht der kommunistischen
Parteien zu bröckeln beginnt, brechen
auch für die angegrauten und teils greisen
Herren des SED-Politbüros die letzten
Monate ihrer Herrschaft an.

Bis heute kennt man sie meist nur als
winkende alte Herren aus den Propagan-
dabildern der „Aktuellen Kamera“ des
DDR-Fernsehens. Wer sich wirklich hin-
ter den entrückten Gesichtern von Erich
Honecker, Willi Stoph, Erich Mielke, Gün-
ther Mittag und Egon Krenz verbarg,
blieb der Öffentlichkeit in Ost und West
verborgen.

Im Laufe des 11. Oktober lässt das Polit-
büro über das Fernsehen eine Erklärung
verbreiten. Erstmals wird die wachsende
Ausreisewelle erwähnt und vorsichtig
Dialogbereitschaft angekündigt. In Sen-
dungen des Westfernsehens äußern sich
der Bürgerrechtler Wolfgang Templin
und der Schriftsteller Stefan Heym. Sie
sehen in der SED-Verlautbarung nur den
Versuch, Zeit zu gewinnen.

Unaufhaltsam wächst der Protest ge-
gen einen undemokratischen Sozialis-
mus, immer mehr Menschen kehren dem
Arbeiter-und-Bauern-Staat den Rücken.
Die greisen Männer im ZK aber verstehen
diese Signale nicht. SED-Chef Honecker
weigert sich, einen Kurswechsel zu vollzie-
hen. Das Ende ist bekannt. Durch seine
Unfähigkeit zu handeln manövriert sich
das Politbüro mitsamt der DDR ins Aus.

Gewalt bei
Neonazi-Demonstration
Rund 750 Neonazis sind in Berlin aus
Protest gegen einen Anschlag auf eine
Kneipe der rechten Szene auf die Straße
gegangen. Bei dem von einem massiven
Polizeiaufgebot begleiteten Protestzug
kam es in der Innenstadt zu Scharmüt-
zeln mit Gegendemonstranten und der
Polizei. Insgesamt 29 Menschen seien fest-
genommen worden. (dpa)

Bundeswehrpistolen
auf Schwarzmärkten
Pistolen aus Bundeswehr-Beständen wer-
den nach Informationen des Norddeut-
schen Rundfunks auf Schwarzmärkten
in Afghanistan und Pakistan gehandelt.
Darunter seien Waffen aus einer Liefe-
rung des Verteidigungsministeriums, das
die afghanische Polizei und Armee mit
10 000 Pistolen ausstattete. (dpa)

Arme wählen seltener
Der Zusammenhang zwischen Armut
und Politikverdrossenheit ist doch grö-
ßer als vermutet. Die Zahl der Nichtwäh-
ler bei der Bundestagswahl am 27. Sep-
tember war ohne Ausnahme in jenen Re-
gionen, Kommunen und Stadtteilen über-
durchschnittlich hoch, in denen beson-
ders viele Menschen von Arbeitslosen-
geld oder niedrigen Löhnen leben müs-
sen. Das ergab eine Analyse des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbandes. (AP)

Falsche Details
in Köhlers Rede?

Das Ende der
angegrauten
DDR-Herrscher
20 Jahre Mauerfall: Krisensitzung
des Politbüros der SED in Berlin

„Längere Laufzeiten bringen mehr Zeit“
Die DIW-Expertin Claudia Kemfert fordert den Ausstieg aus dem Atomausstieg, um das Energiesystem klimaschonend auszurichten

Höheres Schonvermögen für Arbeitslose
Schwarz-Gelb offenbar einig – Dagegen schwindet die Aussicht auf mehr Kindergeld – Auch einfacheres Steuersystem ist vom Tisch

Kurz berichtet

Zur Person

Schleppende Verhandlungen: Kanzlerin Angela Merkel und FDP-Chef Guido Westerwelle  Foto: ddp
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Leben von Hartz IV
Erwerbsfähige Hilfebedürftige (Arbeitsuchende) in Deutschland in Millionen

Juli
2007

Jan.
2008

Jan.
2009

April April Aug.JuliOkt. Okt.

5,2815,281

5,0985,098

4,7864,786

4,9504,950

4,9094,909

5,1675,167

5,0215,021
5,0 Mio.

4,8 Mio.

4,6 Mio.

Claudia Kemfert
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